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Bekanntmachung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Adelburggruppe 

 
 Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Adelburggruppe erlässt aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des 
Kommunalabgabengesetzes folgende  
 
6. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Adelburggruppe 
 

§ 1 
 

§ 10 Abs. 1 – Verbrauchsgebühr – erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen 

Wassers berechnet. Sie beträgt 1,02 € pro m³ entnommenen Wassers. 
 

§2 
 

Die Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2022 in Kraft. 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Adelburggruppe 
 
Erwin Osterhuber 
Verbandsvorsitzender 

 

 
 
Bekanntmachung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Adelburggruppe 
 
Aufgrund der Verbandssatzung und des Art. 40 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) erlässt 
der Zweckverband zur Wasserversorgung der Adelburggruppe folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt. Das Volumen des 
Ergebnisplans beträgt 2.223.600 €. Er schließt mit einem Jahresergebnis von 12.415,00 €.  
 

§ 2 

Der Finanzplan schließt mit einem voraussichtlichen Endbestand an Liquiditätsreserven von 434.503,00 €.  
 

§ 3 

Für die beiden Bauprojekte Brunnen 5 und Hochbehälter 6000 sind Ausgaben in Höhe von 2.900.000,00 € zu 
erwarten.  Für das Haushaltsjahr 2021 wird ein Kredit in Höhe von 1.430.000,00 € benötigt.  
 

§ 4 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.  
 

§ 5  

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
200.000,- € festgesetzt. 
 

§ 6 

Investitionsumlagen und die Betriebskostenumlagen nach § 23 der Verbandssatzung werden nicht erhoben. 
 

§ 7 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
Zweckverband zur  
Wasserversorgung der Adelburggruppe 
 
Friedberg, den 19.05.2021 
 
gez. Erwin Osterhuber 
Verbandsvorsitzender 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung 
in den Geschäftsräumen des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Adelburggruppe öffentlich zugänglich 
und kann eingesehen werden. 
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Bekanntmachung des Schulverbandes Adelzhausen-Tödtenried; Haushaltssatzung 2022 

 
Haushaltssatzung 

des Schulverbandes Adelzhausen-Tödtenried 
(Landkreis Aichach-Friedberg) 

für das Haushaltsjahr 2022 

 
Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes–BaySchFG– Art. 41, 42 KommZG sowie der Art. 
63 ff. der Gemeindeordnung, erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt  

 
im Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 598.500,00 € 

 
im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 64.900,00 € 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.  
 

§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.  
 

§ 4 

 
Verwaltungsumlage 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 auf 429.000,00 € festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt.  
 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.Oktober 
2021 auf 176 festgesetzt.  
 
Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.437,50 € festgesetzt.  
Investitionsumlage 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 auf 0,00 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler 
auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt.  
 
Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.Oktober 
2021 auf 176 festgesetzt.  
 
Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf 0,00 € festgesetzt.  
 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben  
nach dem Haushaltsplan wird festgesetzt auf  80.000,00 € 

 
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft. 
 
Adelzhausen, den  Schulverband Adelzhausen-Tödtenried 

  
  
  
  

 ( Braun ) 
 Schulverbandsvorsitzender 
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Hinweis: 
Die Haushaltssatzung 2022 des Schulverbandes Adelzhausen-Tödtenried samt ihren Anlagen ist vom Tage dieser 
Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Sielenbach in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Dasing, Kirchstr. 7, 86453 Dasing, während den 
üblichen Öffnungszeiten öffentlich zugänglich. 
 

 
Bekanntmachung des Schulverbandes Sielenbach; Haushaltssatzung 2022 

 
Haushaltssatzung 

des Schulverbandes Sielenbach 
(Landkreis Aichach-Friedberg) 

für das Haushaltsjahr 2022 

 
Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes – BaySchFG – Art. 41, 42 KommZG sowie der 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung, erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt  

 
im Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 348.100,00 € 

 
im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 76.100,00 € 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.  
 

§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.  
 

§ 4 

 
Verwaltungsumlage 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 auf 262.900,00 € festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt.  
 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.Oktober 
2021 auf 75 festgesetzt.  
 
Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 3.505,3333 € festgesetzt.  
 
Investitionsumlage 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 
Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 auf 0,00 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler 
auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt.  
 
Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.Oktober 
2021 auf 75 festgesetzt.  
 
Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf 0,00 € festgesetzt.  
 

§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben  
nach dem Haushaltsplan wird festgesetzt auf  50.000,00 € 

 
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
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§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft. 
 
 
Sielenbach, den  Schulverband Sielenbach 

  
  
  
  

 (Geiling) 
 Schulverbandsvorsitzender 
 
Hinweis: 
Die Haushaltssatzung 2022 des Schulverbandes Sielenbach samt ihren Anlagen ist vom Tage dieser 
Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Sielenbach in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Dasing, Kirchstr. 7, 86453 Dasing, während den 
üblichen Öffnungszeiten öffentlich zugänglich. 
 

 
Bekanntmachung des Schulverbandes Kühbach; Haushaltssatzung 2022 

 
Haushaltssatzung 

des  
Schulverbandes Kühbach 

(Landkreis Aichach - Friedberg) 
für das Haushaltsjahr 2022 

 
Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG -, Art. 41 und 42 KommZG sowie 
der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit   725.400 € 

und 

im Vermögenshaushalt   

in den Einnahmen und Ausgaben mit   287.700 € 

ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

1.  Schulverbandsumlage für die Mittelschule und Schulkostenersatz für die Grundschule 

 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf zur Finanzierung von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 auf 538.300 € festgesetzt und nach 

der Zahl der Schüler auf die Mitglieder des Schulverbandes und den Markt Kühbach umgelegt. 
 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage und des Schulkostenersatzes für die Grundschule wird die 
maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2021 auf 232 Schüler festgesetzt. 

 
Die Schulverbandsumlage und der Schulkostenersatz für die Grundschule werden  
auf 2.320,26 € einheitlich je Schüler festgesetzt. 

 

2. Investitionsumlage 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 

 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden 
nicht beansprucht. 
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§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft. 
Kühbach, den 19.05.2022 
 
 
Schulverband Kühbach 
 
                                                                                    
 
Karl-Heinz Kerscher 
Schulverbandsvorsitzender 

 

Die Haushaltssatzung 2022 des Schulverbandes Kühbach samt ihren Anlagen ist vom Tage dieser 
Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Kühbach in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Kühbach, Marktplatz 3, 86556 Kühbach, während 
den allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich zugänglich. 
 

 
Bekanntmachung des Landratsamtes Aichach-Friedberg;  
Änderung von § 29 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 der Geschäftsordnung des Kreistages Aichach-Friedberg für die 
Amtsperiode 2020 bis 2026 

 
Der Kreistag Aichach-Friedberg beschloss am 30.05.2022 folgende Änderung seiner Geschäftsordnung: 
 
§ 29 Abs. 2 Nr. 5 der Geschäftsordnung des Landkreises Aichach-Friedberg wird wie folgt geändert: 
Vergabe von Aufträgen mit einer Summe von über 1.000.000 € im Einzelfall (davon unberührt bleibt die 
Zuständigkeit des Werkausschusses nach § 5 Abs. 2 Buchst. f) der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb „Kliniken 
an der Paar“ bei Vergaben über 1.000.000 € bestehen), 
 
§ 29 Abs. 2 Nr. 6 der Geschäftsordnung des Landkreises Aichach-Friedberg wird wie folgt geändert: 
Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben, die im Einzelfall einen Betrag von 350.000 € übersteigen, 
sowie sonstiger Maßnahmen, durch die im Haushaltsplan nicht vorgesehene Verbindlichkeiten des Landkreises 
entstehen können (Art. 60 LKrO), 
 
Die Änderung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Aichach, 30.05.2022 
 
Dr. Klaus Metzger 
Landrat 

 

 
Bekanntmachung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Hardhofgruppe Rehling; 
Haushaltssatzung 2022 
 

Aufgrund der §§ 11 und 21 der Verbandssatzung und Art. 41 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Wasserzweckverband folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.039.220 Euro und im Vermögenshaushalt in den 
Einnahmen und Ausgaben mit 479.150 Euro ab. 

  
§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf - 0 Euro -  

festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
  

§ 4 
(1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben 
(2) Eine Investitionskostenumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
50.000 Euro  festgesetzt. 

 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
  

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft.  
 
Rehling, 31.05.2022 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Hardhofgruppe 
 
Ignaz Strobl 
Verbandsvorsitzender 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Hardhofgruppe in Rehling, Hauptstraße 1, während der allgemeinen 
Geschäftsstunden zur Einsicht bereit. 
Der Haushaltsplan liegt dort vom Tage der Bekanntmachung an eine Woche lang öffentlich auf (Art. 24, 26 Abs. 1, 
Art. 41 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, § 4 Bekanntmachungsverordnung). 

 

 
Bekanntmachung des Wasserverbandes Lechraingruppe, Zweckverband zur Betriebsführung der 
Wasserversorgungsunternehmen; Haushaltssatzung 2022 
 

Aufgrund der §§ 11 und 21 der Verbandssatzung und Art. 41 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband Lechrain-Gruppe folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.037.300 Euro und im Vermögenshaushalt in den 
Einnahmen und Ausgaben mit 53.150 Euro ab. 

  
§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 0 Euro  

festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
  

§ 4 
(1) Eine Betriebskostenumlage in Höhe von 525.000 Euro wird erhoben. 
(2) Eine Investitionskostenumlage wird nicht erhoben. 
  

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
50.000 Euro  festgesetzt. 

 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
  

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft.  
 
Rehling, 27.04.22 
Wasserverband Lechraingruppe 
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Ignaz Strobl 
Verbandsvorsitzender 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des 
Wasserverbandes Lechraingruppe in Rehling, Hauptstraße 1, während der allgemeinen Geschäftsstunden zur 
Einsicht bereit. 
Der Haushaltsplan liegt dort vom Tage der Bekanntmachung an eine Woche lang öffentlich auf (Art. 24, 26 Abs. 1, 
Art. 41 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, § 4 Bekanntmachungsverordnung). 

 

 
 
Bekanntmachung der AVA Abfallverwertung Augsburg; 
amtliche Bekanntmachung des Beschlusses über die Feststellung des Jahresabschlusses 2021 

 

Der Verwaltungsrat der AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen (AVA KU) hat in seiner Sitzung 
am 19.05.2022 zur Feststellung des Jahresabschlusses 2021 folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Jahresabschluss sowie der Lagebericht der AVA Abfallverwertung Augsburg KU für das Wirtschaftsjahr 2021 
wurden durch die KPMG Bayerische Treuhandgesellschaft, Augsburg, geprüft und mit dem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk versehen. Der Abschlussprüfer hat an den Beratungen im Wirtschafts- und 
Prüfungsausschuss und im Verwaltungsrat teilgenommen und über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung 
berichtet.  

Der Verwaltungsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht 
(sektorale Aufteilung) geprüft und in der 15. Verwaltungsratssitzung am 19.05.2022 eingehend erörtert. Nach dem 
abschließenden Ergebnis seiner Prüfung wurden keine Einwendungen erhoben. Der Verwaltungsrat hat das 
Prüfungsergebnis des Abschlussprüfers zustimmend zur Kenntnis genommen und stellt den Jahresabschluss, den 
Lagebericht und die Erfolgsübersicht (sektorale Aufteilung) für das Wirtschaftsjahr 2021 fest.“ 
 
Die KPMG Bayerische Treuhandgesellschaft, Augsburg, hat den Jahresabschluss und den Lagebericht 2021 der 
AVA KU geprüft und mit dem im Folgenden wiedergegebenen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

versehen: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen, Augsburg, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des AVA Abfallverwertung 
Augsburg Kommunalunternehmen für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen der bayerischen Verordnung über 
Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Kommunalunternehmens zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2021 und  

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht der bayerischen Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 
Art. 107 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Kommunalunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
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und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen. 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der 
bayerischen Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der bayerischen Verordnung über 
Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften 
der bayerischen Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Kommunalunternehmens zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
der bayerischen Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und Art. 107 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus  

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
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Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Kommunalunternehmens abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass das Kommunalunternehmen 
seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Kommunalunternehmens vermittelt. 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Kommunalunternehmens.  

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Augsburg, den 1. April 2022 

 

KPMG Bayerische Treuhandgesellschaft 
Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez. Querfurth   gez. Klopsch-Rauhut 
Wirtschaftsprüfer   Wirtschaftsprüferin 
 
 
Gemäß Beschluss des Verwaltungsrats vom 19.05.2022 wird der Jahresgewinn in Höhe von 4.265.653,80 € wie 
folgt verwendet: 

- Ein Betrag in Höhe von 390.000,00 € wird an den Träger ausgeschüttet. 
- Der übersteigende Gewinn in Höhe von 3.875.653,80 € wird in die Rücklagen eingestellt. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2021 sind in der Zeit vom 20.06.2022 bis 28.06.2022 im 
Besprechungsraum im 1. Stock des Verwaltungsgebäudes der AVA, Am Mittleren Moos 60, 86167 Augsburg 
öffentlich ausgelegt. Der Zugang erfolgt über die Pforte der AVA.  
 
 
Augsburg, 25. Mai 2022 
 
AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen 
Anstalt des öffentlichen Rechts des Abfallzweckverbands Augsburg AZV 
 
Dirk Matthies 
Vorstand 
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Tag Nacht und 
Sonn-/Feiertg. 

. 
3,80 € 
 
 

   4,00 € 
 

4,00 €    4,20 € 
 

 

 
Bekanntmachung des Landratsamtes Aichach-Friedberg; Taxitarifordnung 

 
 

Verordnung über Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
für den Verkehr mit Taxen im Landkreis Aichach-Friedberg 

(Taxitarifordnung) 
 

Das Landratsamt Aichach-Friedberg erlässt auf Grund von § 51 Abs. 1 Satz 1 des 
Personenbeförderungsgesetzes – PBefG – i. d. F. der Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBl. I S. 1690), 
zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 14 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl I S. 2808), in Verbindung mit § 
11 Nr. 1 der Verordnung über Zuständigkeiten zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung 
– DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. 
März 2022 (GVBl. S. 79) folgende 

 
V E R O R D N U N G :  

 
 
§ 1 Geltungsbereich 

(1) Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungsentgelte und Beförderungs-bedingungen gelten für 
Taxiunternehmen mit dem Betriebssitz im Landkreis Aichach-Friedberg bei Beförderungen innerhalb des 
in § 1 Abs. 2 festgelegten Pflichtfahrgebietes. 

(2) Der Pflichtfahrbereich umfasst das Gebiet der Landkreise Aichach-Friedberg, Augsburg, Neuburg-
Schrobenhausen und der Stadt Augsburg.  

(3) Die Gebiete der Betriebssitzgemeinden (in den durch VZ 310 gem. § 42 Abs. 3 StVO gekennzeichnete 
Gebiet ohne Stadtteile) bilden die Tarifzone I, das übrige Pflichtfahrgebiet die Tarifzone II. Der Markt 
Mering und die Gemeinde Merching bilden eine Betriebssitzgemeinde. 

 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abholadresse. 

(2) Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom Kunden am Ziel entlassen wird. 

(3) Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbeförderung zur Erledigung von Aufträgen und zur 
Beförderung von Sachen. 

 
 
§ 3 Beförderungsentgelte 

(1) Das Beförderungsentgelt setzt sich unabhängig von der Zahl der zu befördernden Personen zusammen 
aus 

 

a) dem Grundpreis für die Inanspruchnahme des Taxis   
(Bestandteil des Mindestfahrpreises)    
Mindestfahrpreis (sog. Einschaltgebühr) 
   
einschließlich der ersten Schalteinheit a 0,20 €   

b) dem Kilometerpreis nach § 3 Abs. 2 und 

c) dem Wartepreis nach § 3 Abs. 3. 

 
Kilometerpreis und Wartepreis werden nach Schalteinheiten von je 0,20 € berechnet. 

 

(2) Kilometerpreis (Tarifstufe 1): 

Zielfahrten aus der Tarifzone II in Richtung Tarifzone I nach Anfahrten sowie Rückfahrten derselben 
Fahrgäste von Zielfahrten in die Tarifzone II zu Zielen in der Tarifzone I oder in Richtung Tarifzone I in 
Tarifzone II, Tarifstufe 2, in Tarifzone I, Tarifstufe 1 

 

von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr (Tag)  
bis 3 km (entspricht 0,20 € je 86,96 m)     2,30 €  
ab 3 km (entspricht 0,20 € je 93,02 m)     2,15 €  
 

von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr (Nacht)       
bis 3 km (entspricht 0,20 € je 83,33 m)     2,40 €  

 ab 3 km (entspricht 0,20 € je 86,96 m)     2,30 € 
 

Sonn- und Feiertage (ganztägig)        
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bis 3 km (entspricht 0,20 € je 83,33 m)     2,40 €  
 ab 3 km (entspricht 0,20 € je 86,96 m)     2,30 € 
 

 Die Umschaltung von Tag- auf Nachttarif muss durch den Fahrpreisanzeiger automatisch erfolgen. 
 
(3) Wartezeitpreis (Tarifstufe 2): 

Wartezeit während der Dauer des Beförderungsvertrages, auch verkehrsbedingt bei Unterschreitung der 
Umschaltgeschwindigkeit, je 20,0 s.     0,20 € 
je Stunde         36,00 € 
 
Die Umschaltgeschwindigkeit beträgt zwischen 06:00 Uhr und 22:00 Uhr 
bis 3 km   15,7 km/h  ab 3 km   16,7 km/h 
und zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr, sowie an Sonn- und Feiertagen 
bis 3 km   15,0 km/h  ab 3 km   15,7 km/h 
 

(4) Anfahrtsgebühren 

Anfahrt innerhalb der Zone I  frei 
Anfahrten in Zone II    ab Zonengrenze I mit Tarifstufe 1 
 
Anfahrten aus Zone II dürfen preislich nicht höher sein als Anfahrten aus Zone I zu Zielen in Zone II. 

(5) Es gelten folgende Zuschläge: 

a)  Beförderung von üblicherweise im Kofferraum  
unterzubringendem Gepäck, je Gepäckstück   1,00 €, 

 b) Beförderung von Rollstühlen,  
Rollatoren und vergleichbaren Gehhilfen    frei, 

 c) Beförderung von Kleintieren: frei transportiertes Tier  0,50 €, 
      im Transportbehälter oder 
      Käfig transportiertes Tier  0,50 €, 
      Blindenhunde    frei. 
 d) Anforderung eines Großraumtaxis (7. und 8. Fahrgast)  6,00 €   
 
 e) Die maximale Zuschlagsumme für alle Tarifstufen beträgt           18,00 €. 
 

(6) Kommt eine Beförderung aus Gründen, die der Fahrgast zu vertreten hat, nicht zustande, so ist der auf 
dem Fahrpreisanzeiger ausgewiesene Betrag vom Fahrgast zu bezahlen. 

(7) Die Rückschaltung aus der Stellung „Kasse“ in die zuletzt benutzte Tarifstufe ist möglich. 

 
§ 4 Abweichende Fahrpreise 

(1) Von den in § 3 festgesetzten Tarifen abweichende Beförderungsentgelte sind nach § 51 Abs. 2 PBefG 
nur mit Genehmigung des Landratsamtes zulässig. 

(2) Bei der Beförderung über das Pflichtfahrgebiet hinaus ist der Fahrpreis gem. § 37 Abs. 3 BOKraft vor 
Antritt der Fahrt für die gesamte Fahrtstrecke frei zu vereinbaren, ansonsten gilt das Beförderungsentgelt 
gemäß § 3. 

 

§ 5 Fahrpreisanzeiger 

(1) Fahrten sind im Pflichtfahrgebiet ausschließlich mit eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger auszuführen; 
dies gilt nicht für Fahrten im Sinne des § 4. 

(2) Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist das Beförderungsentgelt nach den zurückgelegten Kilometern 
unter Zugrundelegung der betreffenden Tarifstufe zu ermitteln. Der Fahrgast ist auf Störungen des 
Taxameters und die Art der Berechnung unverzüglich hinzuweisen. 

(3) Eine Wartezeit bis zu 5 Minuten darf bei Störungen des Fahrpreisanzeigers nicht berechnet werden. 
Übersteigt die Wartezeit 5 Minuten, so können für die gesamte Wartezeit  
0,35 € je Minute berechnet werden. 

(4) Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüglich zu beseitigen. 

 
 
§ 6 Abrechnung und Zahlungsweise 

(1) Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflichtfahrgebietes kann eine Vorauszahlung in Höhe des 
voraussichtlichen Fahrpreises verlangt werden, wenn dies angezeigt erscheint. 

(2) Der Fahrer muss während des Dienstes stets einen Betrag von bis zu 50,00 € wechseln können. Fahrten 
zum Zwecke des Geldwechsels gehen zu Lasten des Fahrers. 

(3) Verlangt ein Fahrgast eine Quittung über das Beförderungsentgelt, so ist ihm diese unter Angabe der 
Fahrtstrecke, der Ordnungsnummer und dem Namen und der Anschrift des Unternehmens zu erteilen. 
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§ 7 Beförderungspflicht 

(1) Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur innerhalb des Pflichtfahrgebietes gem. § 1 Abs. 2 und nicht 
für Fahrten nach § 2 Abs. 3 (Auftragsfahrten). 

(2) Von der Beförderung können neben den Ausschlussgründen des § 13 BOKraft Personen vom Fahrer 
ausgeschlossen werden, die nicht bereit sind, den Vorschuss nach § 6 Abs. 1 zu bezahlen. 

 
 
§ 8 Verunreinigung des Fahrzeuges 

Bei einer Verunreinigung des Fahrzeuges werden die vom Fahrer festgesetzten Reinigungskosten erhoben; 
weitergehende Ansprüche bleiben unberührt. 

 
 
§ 9 Zuwiderhandlungen 

Nach § 61 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geldbuße bis zu 10.000,00 € belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften zuwiderhandelt. 

 
 
§ 10 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Taxitarifverordnung des Landkreises 
Aichach-Friedberg vom 24.06.2019 außer Kraft. 

 
 
Aichach, den 18.05.2022 
 
Landratsamt Aichach-Friedberg 
 
 
Dr. Klaus Metzger 
Landrat 

 

 
Bekanntmachung des Landratsamtes Aichach-Friedberg; Baurecht 
Geschosserweiterung eines Wohn- und Geschäftshauses, Gemarkung Aichach 
 
Baurecht: Genehmigungsbescheid für HPH GmbH & Co. KG  

  vertreten durch Herrn Peter Heggenstaller, Kreuzbergweg 6, 86551 Aichach 
Bauort: Bahnhofstr. 12, 86551 Aichach 

  Gemarkung Aichach, Fl.-Nr. 480 
Vorhaben: Geschosserweiterung eines Wohn- und Geschäftshauses 

 
Mit Bescheid vom 25.05.2022 wurde unter dem Aktenzeichen A2100975 durch das Landratsamt Aichach-Friedberg 

– Untere Bauaufsichtsbehörde – folgende Genehmigung erteilt: 
 
 
I. „Die bauaufsichtliche Genehmigung zur Geschosserweiterung eines Wohn- und Geschäftshauses auf dem 

Grundstück Flur-Nr. 480 der Gemarkung Aichach wird entsprechend den mit Genehmigungsvermerk vom 
25.05.2022 versehenen Unterlagen erteilt.  

 
II. Befreiungen werden gewährt von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 56 der Stadt Aichach 

hinsichtlich 
 
1. der Dachform gemäß Festsetzung Ziffer 8.1.2 (Flachdach anstelle Sattel- oder  

Walmdach), 
 

2. der Dachneigung gemäß Festsetzung Ziffer 8.1.2 (0° anstelle 35° bis 55°), 
 

3. der Mindestbreite und der Mindestgröße der Pflanzflächen gemäß Festsetzung  
Ziffer 11.7 (teilweise deutliche Unterschreitung der erforderlichen Breite der Pflanzstreifen von 3 m bzw. 
der erforderlichen Fläche der Pflanzstreifen von 30 m²). 
 

III. Abweichungen werden zugelassen hinsichtlich der nicht ausreichenden Abstandsfläche  der Überdachung 
der Tiefgaragenrampe zur Nordgrenze (zum Grundstück Flur-Nr. 479/4).“ 

 
 

Der Genehmigungsbescheid, einschließlich die dem Genehmigungsbescheid zugrundeliegenden 
Antragsunterlagen, können von den betroffenen Personen beim Landratsamt Aichach-Friedberg, Münchener Str. 9, 
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86551 Aichach, Zimmer 219, während der Öffnungszeiten eingesehen werden. Es wird hierzu um vorherige 
Terminvereinbarung (Tel. 08251/92-328) gebeten. 
 
Aufgrund der durch das Bauvorhaben für die Umgebung zu erwartenden Auswirkungen, ist der Kreis der Nachbarn 
über die unmittelbaren Grundstücksnachbarn hinaus weiter zu fassen. Da der Kreis der betroffenen Nachbarn nicht 
genau feststellbar ist und auch weitere Nachbarn in ihren öffentlich-rechtlichen Belangen betroffen sein können, 
wodurch mehr als 20 Personen im gleichen Interesse beteiligt wären, wird diese Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Aichach-Friedberg zugestellt (Art. 66 Abs. 2 Sätze 4 und 5 
BayBO). 
 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem  

 
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg, 

Postfachanschrift: 11 23 43, 86048 Augsburg, 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, 

 
schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen¹ Form erhoben werden.  
 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

¹ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen sind der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit zu entnehmen (www.vgh.bayern.de). 

 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsverordnung vom 22. 

Juni 2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 
 
 
 
 

- [Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 

- Die Anfechtungsklage eines Dritten hat gemäß § 212 a Abs. 1 Baugesetzbuch keine aufschiebende Wirkung. 
Beim Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg, Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, kann ein Antrag auf 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden. 

 
 
Im Auftrag 
 
Michael Gram 
Regierungsamtsrat 
 

 

 
 


